Geſetz⸗Sammlung 
„für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Vó a 


(Jr. 5994.) Privileglum wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreisobligationen 
des Stuhmer Kreiſes im Betrage von 40,000 Thalern. Vom 21. No⸗ 
vember 1864. 


e Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


Nachdem von den Kreisftänden des Stuhmer Kreiſes auf den Kreistagen 
vom 18. April und 15. Dezember 1863. beſchloſſen worden, die zur Ausfuͤhrung 
des vom Kreiſe unternommenen Chauſſeebaues erforderlichen Geldmittel im 
Wege einer Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten 
Kreisſtaͤnde: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons ver⸗ 
ſehene, Seitens der Glaͤubiger unkuͤndbare Obligationen zu dem angenommenen 
Betrage von 40,000 Thalern ausſtellen zu duͤrfen, da ſich hiergegen weder im 
Intereſſe der Glaͤubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, 
in Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung 
von Obligationen zum Betrage von 40,000 Thalern, in Buchſtaben: vierzig⸗ 
tauſend Thalern, welche in folgenden Apoints: 


20,000 Thaler à 1000 Thaler, 


12,000 - 4 3500 
3,000 4. 100 
20 350 
1,000 MA E 


= 40,000 Thaler, 


nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe einer Kreisſteuer mit 
fuͤnf Prozent jaͤhrlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmen⸗ 

den Folgeordnung jahrlich vom Jahre 1868. ab mit wenigſtens jaͤhrlich Einem 
Prozent des Kapitals unter Zuwachs der Zinſen der getilgten Schuldverſchrei⸗ 
bungen zu tilgen ſind, durch gegenwaͤrtiges Priyileaium „Unfere, landeg herrliche sun 
SGenedbligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigen⸗ 
Dbolicchums nachweiſen zu durfen, geltend zu machen befugt if, N 

thumo HUWIDEHKI zu burſen, geueno zu machen befugt iſt. 
Jahrgang 1865. (Nr. 5991.) 1 


Ausgegeben zu- Berlin den 14. Januar 1865, 


Das 


Ce Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. : , 


Gegeben Berlin, den 21. November 1864. 


(JL. S.) Wilhelm. | 
». Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


provinz Preußen, Regierungsbezirk Marienwerder. 
Obligation | 
des Stuhmer Kreiſes. 


über .... Thaler Preußiſch Ku rant. 


m 


Auf Grund der unterm 13. Juli 1864. beſtaͤtigten Kreistagsbeſchluͤſſe vom 
28. April und 15. Dezember 1863, wegen Aufnahme einer Schuld von 40,000 
Thalern bekennt ſich die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau des Stuhmer 
Fereiſes Namens des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens 
des Glaͤubigers unkuͤndbare Verſchreibung zu einer Darlehnsſchuld von ..... 
Thalern Preußiſch Kurant, welche an den Kreis baar bezahlt worden und mit 
fünf Prozent jährlich zu verzinſen iſt. i en. 
Die Ruͤckzahlung der ganzen Schuld von 40,000 Thalern gefchieht vom 
Jahre 1868. ab allmälig aus einem Tilgungsfonds, welcher mit wenigſtens 
Einem Prozent des Kapitals jaͤhrlich, unter Zuwachs der Zinſen von den 
getilgten Schuldverſchreibungen, gebildet wird. EE 
Die Folgeordnung der Einloͤſung der Schuldverfehreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1868. ab in dem 
Monate Januar jeden Jahres. Der Kreis behaͤlt ſich jedoch das Recht gi 
8 i den 


SE 


den Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verftärken, ſowie ſaͤmmtliche 
noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kuͤndigen. Die ausgelooſten, ſowie die 
ekuͤndigten Schuldverſchreibungen werden unter n ihrer Buchſtaben, 
men und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Ruͤckzahlung er⸗ 
folgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, 
drei, zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der 
Königlichen Regierung zu Marienwerder, dem Kreisblatte des Stuhmer Krei⸗ 
ſes, in der Danziger Zeitung und in dem Preußiſchen Staatsanzeiger. 


Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjaͤhrlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli jeden Jahres, 

von heute an gerechnet, mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich in gleicher Muͤnzſorte mit jenem 
verzinſet. b 
Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Stuhm, und zwar auch in der nach dem Ein⸗ 
tritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. 


Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präfentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung ſind auch die dazu gehoͤrigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine zu⸗ 
ruͤckzuliefern. Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. 

Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 


2 vom Ablauf des Kalenderjahres der Faͤlligkeit ab gerechnet nicht erhobenen 


Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten des Kreiſes. 


; Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung 
Theil I. Titel 51. H. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Ma⸗ 
rienburg. 

Zinskupons konnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verjaͤhrungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaubhafe. 
ter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der angemeldeten 
N bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt 
werden. f 

Mit dieſer Schuldverſchreibung find ...... halbjaͤhrige Zinskupons bis 
zum Schluſſe des Jahres 1869. ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden 


5 Zinskupons auf fuͤnfjaͤhrige Perioden ausgegeben. 


Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kom⸗ 
munalkaſſe zu Stuhm gegen Ablieferung des der aͤlteren Zinskupons⸗Serie bei⸗ 
gedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt; die Aushaͤndigung der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen ift, ` 

(ër, 5991.) e : Zur 


fen zu Urkunde haben wir 1 atusferigung, unter me Unter- Se 
ſchrift ertheilt. ) 


Stuhm, den tn e e 18 


Die ſtändiſche Kommiſſion für En Ghauſſeebau im 
Stuhmer Kreiſe. a 


si? 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Marienwerder. 


Zins⸗Kupon 
Se | 8 zu der a S GE 
Kreis⸗Obligation des Stuhmer Kreiſes 
SE VVV SE 
| über 


E „„ Zinſen über 
„ DThalen Silbergesſchen. 


S Der Inhaber Ge SC SE gegen beffen Rückgabe i in der 
EN vom ER bis e reſp. e 


Stuhm, den ten EEN er 18 


Die rie EE für den Chauſſeebau im 
e Stuhmer Kreiſe. 


; Dieſet Zinskupon iſt unguͤltig, wenn deſſen 

x Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 
der Fälligkeit, vom Schluſſe des e 02 
Salenberjahte an gerechnet, SEH wird. \ 


— 


Provinz preußen, Regierungsbezirk Marienwerder. 


Talon i 
i zur 
Kreis⸗Obligation des Stuhmer Kreiſes. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der 
Obligation des Stuhmer Kreiſes 
Ii Mi wu. über ..... Thaler à fünf Prozent Zinſen 


die . Serie, Zinskupons für die fünf Jahre 18. . bis 18.. bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Stuhm, ſofern nicht rechtzeitig dagegen Widerſpruch er⸗ 


D 


hoben ift, 
Stuhm, den een 18. 


Die ſtändiſche Kreiskommiſſton für den Chauſſeebau im 
= Stuhmer Kreife. 


(Nr. 5992.) Privilegium wegen Ausgabe von 45,000 Thalern auf den Inhaber lautender 
Kreisobligationen des Koͤnigsberger Landkreiſes. Vom 28. November 1864. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 26, 


Nachdem von den Kreisſtaͤnden des Königsberger Landkreiſes auf dem 
Kreistage vom 10. Oktober 1863. beſchloſſen worden, die zur Grunderwerbung fuͤr 
die Pillau⸗Roͤnigsberg⸗Lycker Eiſenbahn (Oſtpreußiſche Suͤdbahn) innerhalb des 
genannten Kreiſes erforderlichen Geldmittel im Wege einer Anleihe zu beſchaffen, 
wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtaͤnde: zu dieſem Zwecke auf jeden 
Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der Glaͤubiger unkuͤnd⸗ 
bare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 45,000 Thalern aus⸗ 
ſtellen zu dürfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Gläubiger noch der 

Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemaͤßheit des H. 2. des Ge⸗ 


= ſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen zum Betrage 


von 45,000 Thalern, in Buchſtaben: fuͤnfundvierzig tauſend Thalern, welche in 


folgenden Apoints: 
25,000 Thaler à 500 Thaler, 
15,000 „ 4 100 = 
5,000 = 2:50 = 
= 45,000 Thaler, 
nach 


(Nr. 5991-5992.) 


S Das vorftehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obliga⸗ 
tionen eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht uͤbernommen wird, iſt 
durch die Geſetz⸗Sammlung zur allgemeinen Renntniß zu bringen. | 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. ES 


Gegeben Berlin, den 28. November 1864, ` 
(L. S.) Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Ibenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


e ec Ah Kä 
eee 


E 


WEE 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 
Obligation 
des Königsberger Landkreiſes 
El c 
uber . ...... .. Thaler Preußiſch Kurant. 


Auf Grund des unterm 28. Dezember 1863. Allerhoͤchſt beſtaͤtigten Kreis⸗ 
g 4500 vom 10. Oktober 1863. wegen Aufnahme einer Schuld von 
45,000 Thalern bekennt ſich die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr Grunderwerbung 
zum Bau der Eiſenbahn von Pillau uͤber Koͤnigsberg nach Lyck innerhalb des 
Königsberger Landkreiſes, Namens des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber 
gültige, Seitens des Glaͤubigers unkuͤndbare Verſchreibung zu einer Schuld 
von ...... Thalern Preußiſch Kurant, welche für den Kreis kontrahirt worden 
und mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich zu verzinſen iſt. SE GE 
a = Die 


—.— a 


Die Ruͤckzahlung der ganzen Schuld von 45,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1865. ab allmaͤlig innerhalb eines Zeitraumes von zehn Jahren mit 
wenigſtens 4500 Thalern jaͤhrlich, welche vom Kreiſe aufgebracht werden. Die 
Folgeordnung der Einlöfung der Schuldverſchreibungen wird durch das Loos 
beſtimmt. 5 
= Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1866. ab im Monate Januar 
jeden Jahres. Der Kreis behaͤlt ſich jedoch das Recht vor, den Tilgungsfonds 
durch groͤßere Auslooſungen zu verſtaͤrken, ſowie ſaͤmmtliche noch umlaufende 
Schuldverſchreibungen zu kundigen. Die ausgelooſten, ſowie die gekuͤndigten 
Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern und 
Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Ruͤckzahlung erfolgen ſoll, oͤffent⸗ 
lich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, drei, zwei und 
Einen Monat vor dem Zahlungstermine in den vier Amtsblattern der Koͤnig⸗ 
lichen Regierungen der Provinz Preußen, in der b Koͤnigsberg erſcheinenden 
Oſtpreußiſchen Zeitung, im Kreisblatte des Koͤnigsberger Landkreiſes, ſowie im 
Staatsanzeiger. 

Bis 10 dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjaͤhrlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli, von heute an 
gerechnet, mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich in gleicher Muͤnzſorte mit jenem verzinſet. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Kreis Kommunalkaſſe in Königsberg, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 
zurüͤckzuliefern. Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. Die gekündigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren 
nach dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier 
Jahren nicht erhobenen Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten des Kreiſes. 


Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ x 


verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung 
Th. I. Tit. 51. H. 120. set, bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Koͤnigsberg. 
Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in 
glaubhafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verfaͤhrungsfriſt der Betrag 
der angemeldeten und bie dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quit⸗ 
tung ausgezahlt werden. ö 
Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind (10) zehn halbjaͤhrige Zinskupons bis 
zum Schluſſe des Jahres 1869. ausgegeben. Fur die weitere Zeit werden Zins⸗ 
kupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 
Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Königsberg gegen Ablieferung des der aͤlteren SE 
(Ne. 5992. e⸗ 


1 n Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Sous erh 
fen deren Whg rechtzeitig geſchehen iſt. 
Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der SS 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. . 
Dieſſen zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter mme Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. 
Königsberg, den en E 


Die ſtändiſche Kommiſſion für die Grunderwerbung zum Bau 
, der Eiſenbahn Pillau⸗Koͤnigsberg⸗Lyck im 
Königsberger Landkreiſe. 


provinz Preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 


Zins ⸗Kupon 
EE? zu der 


Kreis⸗ „Obligation des Königsberger vandkreiſes 
Littr. 


über .. E zu fünf Prozent Se über 
Thaler Silbergroſchen. 


a Der Inhaber dieſes Zinskupons empfängt gegen deſſen Ruͤckgabe in 
der Zeit oom bis und ſpaͤterhin 5 e der 
vorbenannten Kreis- „Obligation fuͤr das Halbjahr vom 

mit (in Buchſtaben) Thalen Siedle bei der 
Kreis⸗Kommunalkaſſe zu Königsberg. 


Koͤnigsberg, den .. o el 


Die ſtändiſche Kreiskommiſſion für die Grunderwerbung zum 
= Bau der Eiſenbahn Pillau⸗Königsberg⸗Lyck im 

Sg Königsberger Lanpfreife, | 

Se Ate. wenn d 
Re e e e ee 


der Faͤlligkeit, vom Schluſſe des betreffenden 
e an gerechnet, erhoben wird. 


= S 2 Provinz preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 
De een 
zur 


Kreis- Obligation des Königsberger Landtreiſes 


8 Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der 
Obligation des Koͤnigsberger Landkreiſes — 


tte . ben Thaler à 5 Prozent Zinſen , 


die e Serie Zinskupons fuͤr die fünf Jahre 18.. bis 18. bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Königsberg. Ee SE 


. Königsberg, ben . ten 18.. 


> 
* 


Die ſtändiſche Kreiskommiſſion für die Grunderwerbung zum 
Bau der Eiſenbahn Pillau⸗Königsberg⸗Lyck im 
| Königsberger Landkreiſe. 


BE ET NE REN 


= (Ar, 5993.) Allerhoͤchſter Erlaß nebſt Tarif vom 19. Dezember 1864. nach welchem die 
. : Gebühren der Hafen- und Binnenlootſen an der Jade zu entrichten ſind. 


! 


= Ai Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom 7. Dezember d. J. habe Ich den SC 

Hanliegenden Tarif, nach welchem die Gebuͤhren der Hafen⸗ und Binnenlootſen 

Es Si an der Jade zu entrichten ſind, genehmigt und vollzogen und beauftrage Sie, 

denſelben mit dieſem Exlaſſe durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen Rennt⸗ 

e niß zu bringen. Der Tarif ſoll vom 1. Januar 1865. an in Kraft treten. 
Berlin, den 19. Dezember 1864. i 


Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. v. Roon. Gr. b. Itzenplitz. | 


An den Finanzminiſter, den Kriegs⸗ und Marineminiſter und den 
Miniſter für Handel, Gewerbe und Öffentliche Arbeiten. 


Jahrgang 1865. (Nr. 59925903.) 2 n 


nach welchem die Gebühren der Hafen⸗ und 


Von der 


nach der Ballaſt⸗ nach Varel Außen: 
plate oder Bandters | rhede oder unter 
groden Dangaſt 


i GE Ee 
Tiefgang in den Hafen oder 
der Schiffe an den Loͤſchplatz 


nach Rheinl. Fuß. 


Sommer Winter Sommer Sommer 


al > op, Oper 2. Ye 


Winter 
Z Gier 


Winter 
Se ole, ele . 


4] unter und bis 


„ 4: 20 1 [110 
2Jzwiſchen 5 und bis 66 1.115 1 [115 2 
3 „ % o e 22 10 
4 E 7 8 120 2 15 1 12 2 3 2 20 
5 8 · o [2 12 0 
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12 s 15 16 4 10 615 SE 
13 346, 20517141201. 1% 7 20 
14 r ? Ee 8 10 
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Rhede 


17 ᷣ — ?—— nun. 

Ba Varel al: 5 Es ale 

plate, dem Andel-Varel kleine Rhede teinhauſerſie 

Ki groden Marienſiel“ Anmerkung. 

[Sommer Winter Sommer Winter Sommer Winter 

E 

JJ. E EE SE 
120 2 15 23 [210 315 Die Sommerzeit wird vom 

2 10 315 2 20 4 3 4 15 E Ze 1 

220 3 (415 3 10 5 e 

310 5 f 320 5 15 4 6 r 

320 515 4 % 6 & 4 10 6 134 ` 
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Berlin, den 19. Dezember 1864. 


Wilhelm. 


v. Bodelſchwingh. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. 


(Ar, 5993-5994) CL (Nr. 5994.) 


böchfter Erlaß vom 5. Dezember 4864, betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung einer Gemeinde— 
Chauſſee von Muͤnſter Aber Wolbeck nach der Hamm⸗Warendorfer Chauſſee 
bei Freckenhorſt, in den Kreiſen Muͤnſter und Warendorf, ſowie einer Ge⸗ 
meinde⸗Chauſſee von Muͤnſter Aber Roxel und Havixbeck nach Billerbeck, 
in den Kreiſen Muͤnſter und Coesfeld, an die Gemeinden Wiegbold-Wol⸗ 
beck und Kirchſpiel Wolbeck, ſowie an die Gemeinden Ueberwaſſer, Roxel, 
Havixbeck und Kirchſpiel Billerbeck. g s 


Tr. 5994.) Aller 


dl Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Gemeinde⸗ 
Chauſſee von Muͤnſter über Wolbeck nach der Hamm⸗ Warendorfer Chauſſee 
bei Freckenhorſt, in den Kreiſen Muͤnſter und Warendorf, ſowie einer Ge⸗ 
meinde⸗Chauſſee von Muͤnſter über Roxel und Havixbeck nach Billerbeck, in 
den Streifen Muͤnſter und Coesfeld, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch 
den Gemeinden Wiegbold⸗Wolbeck und Kirchſpiel Wolbeck, ſowie den Gemeinden 
Ueberwaſſer, Roxel, Havixbeck und Kirchſpiel Billerbeck das Expropriationsrecht 
fuͤr die zu den Chauſſeen von Muͤnſter nach Wolbeck und von Muͤnſter nach 
Billerbeck erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der 
Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗ 
Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf bet Straßen. Zugleich will 
Ich den genannten Gemeinden gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſee⸗ 
mäßigen Unterhaltung der Straßen das Recht zur Erhebung des Chauſſee⸗ 
geldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal gelten⸗ 
den Chauſſeegeld⸗ Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden 
zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats ⸗Chauſſeen 
von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch follen die dem Chauſſee⸗ 
geld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der 
Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachten Straßen zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 2 


Berlin, den 5. Dezember 1864, 


Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fur Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


Ve EC DECHE 


Zen 


Cr. 5995.) Bekanntmachung der Miniſterial⸗Erklaͤuung vom 14. Dezember 1864. betreffend 


die Uebereinkunft mit Wuͤrttemberg wegen Beſtrafung der Forſt⸗, Jagd⸗, 
Feld⸗ und Fiſchereifrevel in den beiderſeitigen Grenzgebieten. Vom 3. Zar 
nuar 1865. 


Nachdem die Koͤniglich Preußiſche und die Koͤniglich Wüͤrttember iſche Re⸗ 


gierung ſich verſtaͤndigt haben, uͤbereinſtimmende Maaßregeln zur Verhuͤtung 
und Beſtrafung der Forſt⸗, Jagd⸗, Feld» und Fiſchereifrevel in den Grenz⸗ 


gebieten gegenſeitig zu treffen, ſind zwiſchen beiden Negierungen, unter gleichzei⸗ 


tiger Aufhebung der von dem fruheren Fuͤrſtenthum Hohenzollern-Sigmaringen 
mit der Krone Württemberg unterm c. Aeg 1838, getroffenen Uebereinkunft, 
die nachſtehenden Beſtimmungen verabredet worden: 


Artikel 1. 


Es verpflichten ſich beide kontrahirende Regierungen, die Forſt⸗, Jagd⸗, 
Feld⸗ und Fiſchereifrevel, welche ihre Unterthanen in dem Gebiete der anderen 
Regierung veruͤben ſollten, ſobald ſie davon Kenntniß erhalten, nach denſelben 
Geſetzen zu unterſuchen und zu beſtrafen, nach welchen ſie unterſucht und be⸗ 
ſtraft werden wuͤrden, wenn ſie im Inlande begangen worden wären, 

Unter Forſt⸗, Jagd⸗, Feld⸗ und Fiſchereifreveln werden in gegenwaͤrtiger 
SE alle Verfehlungen gegen die bezuͤglichen Straf: und Polizeigeſetze 
verſtanden. 

Uebrigens ſteht es den beiderſeitigen Behoͤrden, wie bisher, auch ferner⸗ 
hin frei, die auf ihrem Gebiete, ſei es bei oder nach der That, betroffenen 
Frevler nach den Landesgeſetzen zu beſtrafen. 


Artikel 2. 
Beide Staaten verſichern ſich gegenſeitige Rechtshuͤlfe zu den Zwecken 


der Unterſuchungen, welche von ihren Behörden in Gemaͤßheit der Beſtimmun⸗ 
gen des Art, 1. (Abſ. 1. und 3.) gefuͤhrt werden. : 
Dabei wird jedoch vorausgeſetzt, daß die Handlung, auf welche die Unter⸗ 
ſuchung ſich bezieht, auch nach den Geſetzen desjenigen Staates, deſſen Be⸗ 
hoͤrden um Rechts huͤlfe angegangen worden ſind, mit Strafe bedroht iſt. 
Auch hat die Behörde des Heimathſtaates des Thaͤters, wenn dieſelbe 


wegen eines in dem anderen Staate veruͤbten Frevels von den Behoͤrden des 


letzteren um Rechtshuͤlfe angegangen wird, ſolche nur dann zu gewaͤhren, wenn 
und ſo lange ſie in Folge der gegen den Thaͤter in dem anderen Staate ver⸗ 
haͤngten Haft außer Stande iſt, ſelbſt gegen denſelben ein zuſchreiten. 


Artikel 3. 


Die betreffenden Forſt⸗ und Polizeibeamten ſollen befugt fein, zum Zwecke 
der Ermittelung oder Ueberführung des Thaͤters, ſowie zur Ermittelung der 
entwendeten Gegenſtaͤnde, Hausſuchungen auch im Gebiete des anderen Staates 

(Nr. 5995.) f , zu 


| zu veranlaſſen. Dieſelben haben ſich zu dieſem Behufe an den Ortsvorſtand 
der betreffenden auslaͤndiſchen Gemeinde oder Theilgemeinde zu wenden, wel⸗ 


cher in ihrer Gegenwart zur Vornahme der Hausſuchung nach Maaßgabe 


der Landesgeſetze alsbald zu ſchreiten hat. 


Artikel 4. 


Ueber die vorgenommene Hausſuchung und deren Ergebniß iſt von dem 
Ortsvorſtande ein Protokoll in zwei gleichlautenden Exemplaren aufzunehmen 
und eines davon dem requirirenden Beamten auszuhaͤndigen, das andere aber 


unverzüglich der vorgeſetzten Behörde einzureichen. Für ihre Mitwirkung bei 


der Hausſuchung hat die Ortsbehoͤrde keine Belohnung in Anſpruch zu nehmen. 


Artikel 5. 


Die Forſt⸗ und Polizeibeamten find berechtigt, die Spur der Frevler in 
das Gebiet des anderen Staates zu verfolgen und letztere auf dem fremden 
Gebiete zu verhaften, mit der Verbindlichkeit jedoch, die Verhafteten unver⸗ 
zuͤglich der naͤchſten Polizei- oder Juſtizbehörde deſſelben Gebietes zuzufuͤhren, 
damit von dieſer der Name und Wohnort der Verhafteten ausgemittelt wer⸗ 
den kann. Das weitere Verfahren iſt alsdann, ſofern der Frevler dem Staate, 
auf deſſen Gebiete er verhaftet wurde, angehoͤrt, den Behoͤrden des letzteren 
zu uͤberlaſſen. Se 

Artikel 6. 


F die Konſtatirung eines der im Art. 1. bezeichneten Frevel, welche 
von einem Angehörigen des einen Staates in dem Gebiete des anderen be⸗ 
gangen werden, foll den Ausſagen, welche von den kompetenten Forft-, Polizei⸗ 


Und ſonſtigen zuftändigen Beamten des Orts des begangenen Freveld gemacht, 


ſowie den Protokollen und Abſchaͤtzungen, welche von denſelben aufgenommen 
werden, derſelbe Glaube von der zur Aburtheilung zuſtändigen Behörde beige⸗ 
meſſen werden, welchen die Geſetze den Ausſagen, Protokollen und Abſchaͤtzungen 
der inlaͤndiſchen Beamten beilegen. SEN | 


Artikel 7. 


Den unterſuchenden und beftrafenden Behörden beider Staaten wird zur 
Pflicht gemacht, die Unterſuchung und Beſtrafung der zu ihrer Kenntniß ge⸗ 
brachten Frevel ſo ſchleunig vorzunehmen, als es nach den Geſetzen des betref⸗ 
fenden Staates nur immer möglich iſt. Der requirirenden Behörde ſoll das 


Strafe Kenntniß gegeben werden. 
Artikel 8. 


Ergebniß der Unterſuchung mitgetheilt und von der Vollſtreckung der erkannten 4 


Die Vollziehung der Straferkenntniſſe, ſowie die Beitreibung der den 


Wald⸗, Jagd⸗, Flur⸗ und Fiſcherei⸗Eigenthuͤmern zuerkannten Entſchaͤdigungs⸗ 
gelder geſchieht nach den Geſetzen des Landes, in welchem das Erkenntniß ge⸗ 
faͤllt worden iſt. f i i 


Der : 


rf 


| ett Miniſterial⸗Erklaͤrung wird, nachdem fie gegen eine uͤbereinſtimmende 
Erklärung des Königlich Wuͤrttembergiſchen Miniſters der auswaͤrtigen Ange⸗ 


‚Öffentlichen Kenntniß gebracht. 


ie, 


Der Betrag der Strafe, ſowie der Gerichtskoſten verbleibt demjenigen 
Staate, deſſen Behörde die Strafe erkannt hat. Dagegen wird der Betrag 
des Schadenserſatzes, und wo Pfandgebühren geſetzlich beſtehen, auch der Be 
trag der letzteren an die betreffende Kaffe desjenigen Staates abgefuͤhrt, in 
welchem der Frevel veruͤbt worden iſt. 


Die Ausbezahlung von Anbringgebuͤhren wird von beiden Staaten gegen⸗ 
ſeitig nicht beanſprucht. 8 


Artikel 9. 


Gegenwaͤrtige Uebereinkunft ſoll durch Auswechſelung uͤbereinſtimmender 
Miniſterial⸗Erklaͤrungen vollzogen und feiner Zeit, ſobald wie moͤglich, oͤffent⸗ 
lich bekannt gemacht werden. 5 


Berlin, den 14. Dezember 1864. 


Der Königlich Preußiſche Präſident des Staatsminiſteriums, 
8 Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 


(IL. S.) v. Bismarck⸗Schoͤnhauſen. 


legenheiten vom 27. September v. J. ausgewechſelt worden, hierdurch zur 


Berlin, den 3. Januar 1865, 
Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 


Im Auftrage: 


v. Thile. 


Ge 599525997.) (Nr, 5996.) 


— 


1 Braunsberg. 


Au den Bericht vom 12. Dezember d. J. genehmige Ich die Errichtung 
einer Handelskammer fur die Stadt Braunsberg, Regierungsbezirk Könige: 
berg, mit dem Sitze in Braunsberg. Die Handelskammer ſoll aus fieben 
Mitgliedern beſtehen, fir welche vier Stellvertreter gewählt werden. Zur Theil⸗ 
nahme an der Wahl der Mitglieder und der Stellvertreter find ſaͤmmtliche Handel⸗ 
und Gewerbtreibende im Bezirke der Handelskammer berechtigt, welche in einer 
der beiden Gewerbeſteuerklaſſen A. I. und A. II. veranlagt ſind. Im Uebrigen 
finden die Vorſchriften der Verordnung vom 11. Februar 1848. über die Erz 
richtung von Handelskammern Anwendung. 5 3 
Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur oͤffentlichen Kenntni 


zu bringen. 


Berlin, den 19. Dezember 1864. 


Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Cr. 5997) Bekanntmachung, betteffend die Allerhöchſte Genehmigung der unter der Firma: 
See „Aachener Huͤtten-Aktienverein“ mit dem Sitze zu Rothe Erde errichteten 
Aktiengeſellſchaft. Vom 4. Januar 1865. , SE 


Ce SE Königs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 28, Dezem⸗ 
ber 1864. die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Aachener 
Huͤtten⸗Aktienverein“ mit dem Sitze zu Rothe Erde, ſowie deren Statut vom 
22. Oktober 1864. zu genehmigen geruht. a n EE 
= Der Allerhöchfte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt 
der Koͤniglichen Regierung zu Aachen bekannt gemacht werden. { 
Berlin, den 4. Januar 1865. 


= Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
> Gr. v. Itzenplitz. SEH 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
: (R. v. Decker). 


